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In Sachen

zugestellt:

an Revisionskläger
am 190 März 1960,

an Revisionsbeklagten
am 180 März 1960()

_
Beklagten und Revisionsklägers9

gegen
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Kläger und Revisionsbéklagten,

hat der 9„ Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 24„ Februar 1960 unter
Mitwirkung von

Senatsprasident Dro W e 1 B

als Vorsitzendem‚

Bundesrichter
.

Dr„ R ü c k e r t und

Bundesrichter Dro S c h w a n k h a r t

als weiteren Berufsrichtern9

Bundessozialrichterin R e i f f ( und

Bundessozialrichterin V o l l n b e r g

als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Celle vom l° Dezember 1955

«Lcd ale unzulässig verwertene

Der Beklagte hat dem Kläger die außergericht—

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu er—
statten„
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Der Kläger beantragte am 230 September 1952 beim Versorgungs—

amt Lübeck (Schleswig—Holstein) Versorgungsrente wegen Ver—
wundungsfolgen am Kniegelenk und Wadenbein links, Das Ver—

sorgungsamt erkannte als Schädigungsfolge einen in guter

Stellung verheilten Schußbruch des linken Wadenbeins mit

leichter Bewegungsbeeinträchtigung des linken Fußgelenks,

mit Gefühlsstörungen in der Fußsohle und am inneren und
äußeren Fußsohlenrand an mit einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdEQ) unter 25 V„H° , Der Beschwerdeausschuß beim
Versorgungsamt Schleswig—Holstein wies mit Beschluß vom

10° März 1953 den Einspruch des Klägers als unbegründet

zurück, Der Beschluß enthält die Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diese Entscheidung ist innerhalb eines Monats nach

der Zustellung Berufung an das Oberversicherungsamt in

Schleswig möglich. Der Beschluß wurde dem Kläger mit einem

am 160 März 1955 zur Post gegebenen Einschreibebrief nach

Buchholz, Kreis Harburg, zugestellt, wohin der Kläger ver-

zogen war° Mit Schriftsatz vom 16, April 1955 legte der

Kläger beim Oberversicherungsamt in Schleswig Berufung ein

mit dem Antrag, ihm Versorgungsrente nach einer MdB, um

30 V„H° zuzusprechen° Der Schriftsatz ging beim Oberver-

sicherungsamt Schleswig, Äwgigstgllg Lübeck, am 210 April
1953 ein° Das Sozialgericht Lübeck, auf das die Berufung

als Klage gemäß @ 215 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) übergegangen war, hielt sich nicht für örtlich zu—
ständig, weil der Kläger bei Einlegung der Berufung seinen

Wohnsitz in Buchholz in Niedersachsen hatte und stellte fest,

daß mit Inkrafttreten des SGG der Rechtsstreit auf das

Sozialgericht Lüneburg (Niedersachcn) übergegangen sei

(@ 215 SGG) und gab die Streitsache dorthin ab, Mit Urteil

vom l° Juli 1955 verwarf das Sozialgericht Lüneburg die

Klage als unzulässig und legte dem Kläger Kosten in Höhe

von 25,—— % auf° Das Sozialgericht führte aus, der EinSpruchs—

bescheid des Beschwerdcausschusses sei dem Kläger gemäß 5 4

des Verwaltungszustelluhgsgcsetzes vom 3, Juli 1952 am

_3_„
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180 März 1955 zugegangen, seine Berufung sei am 2l„ April

1953 beim Oberversicherungsamt Lübeck eingegangen„ Die Be—

rufung hätte nach 5 128 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) innerhalb eines Monats eingehen müssen° Wegen Ver—

säumnis der Rechtsmittelfrist sei die Klage als unzulässig

zu verwerfen° Das Urteil wurde dem beklagten Land Schleswig—

Holstein, vertreten durch das Landesversorgungsamt

Schleswig—Holstein, am 5„ August 1955 und dem Kläger am
16° August 1955 zugestellt° Gegen das Urteil legte der

Kläger Berufung zum Landessozialgericht Celle ein° In der

Berufungsschrift ist das Land Schleswig—Holstein noch als

Beklagter bezeichnet" Die Geschäftsstelle des Landessozial—

gerichts stellte die Berufungsschrift jedoch nicht dem Land

Schleswig-Holstein, sondern dem Land Niedersachsen, vertre—

ten durch das Landesversorgungsamt Niedersachsen, zu„ In der

Folge wurde das Land Niedersachsén als Beklagter zur münd—

lichen Verhandlung geladen; im Termin war es durch das Lan—

desversorgungsamt Niedersachsen vertreten° Auch der Kläger

und das Land Niedersachsen bezeichneten in ihren beim Landes—

sozialgericht eingereichten Schriftsätzen das Land Nieder—

sachsen als Beklagten° Das Landessozialgericht hob “in Sachen

des Klägers gegen das Land Niedersachsen" mit Urteil vom

lo Dezember 1955 das Urteil des Sozialgerichts Lüneburg vom

lo Juli 1955 auf und verwies die Sache zur erneuten Verhand-

lung und Entscheidung an das Sozialgericht Lüneburg zurück°

Es führte aus: Über die - zulässige — Berufung hätte nach

5 1677 RVO das OberVersicherungsamt zu entscheiden gehabt?
in dessen Bezirk der Kläger zur Zeit der Einlegung der Be—

rufung wohnte° Danach sei das Oberversicherungsamt Lüneburg

zuständig gewesen, die Rechtsmittelbelehrung, die das Ober— '
versicherungsamt in Schleswig als für die Berufung zustän—

dig bezeichnete, sei deshalb unrichtig gewesen und habe die

Berufungsfrist nicht in Lauf gesetzte Die Klage sei daher

rechtzeitig erhoben° Zur Entscheidung sei das Sozialgericht

zuständig9 in dessen bereich der Kläger seinen Wohnsitz und

Aufenthaltsort am 10 Januar 1954 (Inkrafttreten des SGG)
gehabt habe; Revision wurde nicht zugelassen°JLaw – Gesetze und Urteile
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Mit der Revision beantragte das Land Niedersachsen als Be—

klagter, das Urteil des Landessozialgerichts Celle vom
l° Dezember 1955 aufzuheben und die Berufung des Klägers

gegen das Urteil des Sozialgerichts Lüneburg zurückzuweisen°

Die Revision rügt Verletzung des @ 75 Absa 5 SGG und des

5 551 Abs° l Nro 5 der Zivilprozeßordnung (ZPO) in Verbin—

dung mit 5 202 SGG„ Das Urteil sei zu Unrecht gegen das

Land Niedersachsen ergangen; es hätte sich gegen das im

Urteil des Sozialgerichts noch#azutreffend als Beklagter

bezeichnete Land Schleswig—Holstein richten müssen° Das

Land Schleswig—Holstein als richtiger Beklagter sei vor

dem Landessozialgericht nicht in der durch 5 75 Absn 5 SGG

vorgeschriebenen Form vertreten gewesen; das Land Nieder—

sachsen habe keine Vertretungsvollmacht für das Land

Schleswig—Holstein gehabto Das Land Niedersachsen sei auch

nicht passiv legitimiert, weil sich die Klage gegen den

Bescheid des Beschwerdeausschusses Lübeck (Schleswig—

Holstein) richte°

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen; hilfs—

weise, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Landes—

sozialgericht zurückzuverweiseno Er führte aus, daß er bee

reits im Schriftsatz vom 27° November 1955 vor dem LandeSe

sozialgericht das Land Niedersachsen als Beklagten bezeich—

net und dieses im Verfahren als passiv legitimiert ange-
sehen habeo Das Land Niedersachsen sei der richtige Be—

klagte und allein zur Leistung verpflichtet° Spätestens

in der mündlichen Verhandlung vor dem Landessozialgericht

hätte das Land Niedersachsen rügen müssen, daß es nicht

der richtige Beklagte sei° Mit der Verlegung des Wohnsitzes

'
des Klägers in das Land Niedersachsen sei dieses zuständig

geworden; nachdem es entsprechend 5 4 des Verwaltungsver—

fahrensgesetzes (VeerG) die Akten übernommen habe° Die

Beteiligten erklärten sich mit Entscheidung ohne mündliche

Verhandlung einverstandeno
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Die Revision des Beklagten ist zwar form— und fristgerecht

eingelegt und begründet worden° Da das Landessozialgericht

sie nicht zugelassen hat (@ 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG), ist sie

aber nur statthaft, wenn der Beklagte einen wesentlichen

Mangel des Verfahrens mit Erfolg rügt (@ 162 Abs° l

Nr° 2 SGG, BSG. Bd„ 1 S° 156)° Diese Voraussetzung ist

nicht gegeben„

Die Revision wendet sich dagegen, daß das Land Schleswig—

Holstein im Verfahren vor dem Landessozialgericht nicht in

der durch das Gesetz vorgeschriebenen Form(5 75 Abs° 5 SGG)

vertreten gewesen sei (@ 551 Nr, 5 ZPO in Verbindung mit
@ 202 SGG). Das Nichtvertretensein eines Beteiligten ist

jedoch nur dann ein wesentlicher Verfahrensmangel, wenn
ein Fall der notwendigen Streitgenossenschaft (@ 75

Abs° 2 SGG) vorliegt und das Gericht deshalb zur Beiladung ver-
pflichtet war. Ein solcher Fall ist hier nicht gegeben°

Zur Feststellung, ob ein Beteiligter im Verfahren vor dem

Landessozialgericht nicht vorschriftsgemäß vertreten war,

ist zunächst zu klären, welches Land als Beklagter und

damit als Beteiligter anzusehen ist, weil nur Beteiligte

(@ 69 SGG) Gelegenheit erhalten müssen, auf den Gang des

Verfahrens einzuwirken und sich sachlich zu äußern (55 62,
107, l08, 110, 112 Abs„ 2, 116 und 120 in Verbindung mit

@ 153 SGG)° Das Urteil des Landessozialgerichts führt als
Beklagten das Land Niedersachsen an°

Richtig ist, daß die als Klage übergegangene Berufung sich

gegen das Land Schleswig—Holstein als Beklagten richtete,

weil der Bescheid des Versorgungsamts und die Entscheidung

des Beschwerdeäusschusses des Versorgungsamts Lübeck von
einer Versorgungsbehörde des Landes Schleswig—Holstein er—

lassen worden waren° Auch das Sozialgericht hat im Rubrum

seines Urteils das Land Schleswig—Holstein als Beklagten

bezeichnet und ihm das Urteil zustellen lassen. Erstmals

die — noch gegen das Land Schleswig—Holstein als Beklagten
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gerichtete ; Bérufungsschrift des Klägers wurde vom Landes—

sozialgericht dem Land Niedersachsen als Beklagten von Amts

wegen zugestellt° Von diesem Zeitpunkt an haben der Kläger,

das Land Niedersachsen selbst und das Landessozialgericht

das Land Niedersachsen als Beklagten angesehen und verfah—

rensrechtlich als solchen behandelt° Niedersachsen ist im

Schriftsatz vom 20„ Januar 1955 und in der mündlichen Ver—

handlung als Beklagter aufgetreten; gegen dieses Land als

Beklagten ist das Urteil des Landessozialgerichts ergangen°

Das ursprünglich beklagte Land Schleswig—Holstein hat nach

den Akten weder von der Berufungseinlegung des Klägers

Kenntnis erhalten, noch war es im Verfahren vor dem Landes—

sozialgericht als Beteiligter zugezogen,

In diesem im Berufungsverfahren eingetretenen Parteienwech—

sel liegt eine Klageänderung nach 5 99 SGG„ Sie ist im

sozialgerichtlichen Verfahren auch noch in der Berufungs—

instanz grundsätzlich möglich (BSG° Bd° 8 S, 113 und Bd° 10

3° 218 425297)°

Die Klageänderung ist nur zulässig, wenn die übrigen Betei—

ligten einwilligen oder das Gericht die Änderung für sach-

dienlich hält, © 99 Abs, 1 see. Die ausdrückliche Einwillie
gung der Beteiligten wird durch widerspruchslosc Einlassung

auf die geänderte Klage ersetzt (@ 99 Abso 2 SGG)O Unter

den "übrigen" Beteiligten im Sinne dieser Vorschrift sind

die Beteiligten zu verstehen, welche die Klageänderung

nicht vorgenommen haben„

Die Aktenvorgänge lassen hier nicht erkennen, von wem die

Klageänderung Zunächst ausgegangen ist° Daß sie wegen der

Verlegung des Wohnsitzes des Klägers v0m Landessozialgericht

durch Zustellung der Berufungsschrift an das Land Nieder—

sachsen als Beklagten sozusagen stillschweigend vorgen0mmen
und damit für sachdienlich gehalten werden sei (5 99 Abs° 1

SGG), kann nicht angenommen werden, da jeder Aktenvermerk

darüber fehlt und auch das Urteil des Landessozialgerichts
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sich darüber nicht äußert° Die vorausgegangene Anweisung

des Senatsvorsitzenden, die Berufungsschrift dem "LVA."

(Landesversorgungsamt, ohne Ortszusatz) zuzustellen, läßt

eher vermuten, daß damit das Landesversorgungsamt Nieder—

sachsen gemeint war° Die Frage der Zulässigkeit der Klage—

ändérung kann daher nur auf die Zustimmung der Beteiligten

abgestellt werden„

Der Kläger hat in seinen Schriftsätzen vom 22° und 270 No—

vember 1955 im Berufungsverfahren das Land Niedersachsen
als Beklagten bezeichnet und damit dem Parteienwechsel zu-

gestimmt° Das Land Niedersachsen hat mit Schriftsatz vom

200 Oktober 1955 als @gklggtgg die Zurückweisung der Beru-
fung beantragt; in der mündlichen Verhandlung am l° Dezember

1955 ist es als Beklagter aufgetreten; einen Antrag hat es
nicht mehr gestellt° Somit hat auch das Land Niedersachsen

die Klageänderung gebilligt°

Im Zeitpunkt der Zustellung des Urteils des Sozialgerichts
(50 August 1955) war das Land Schleswig—Holstein als dama—
liger Beklagter noch am Verfahren beteiligt„ Diese Stellung

als Beklagter konnte es nur mit seinem Einverständnis ver-

lieren, @ 99 Abs° 1 SGG. Die Akten der Vorinstanzen ent—
halten über ein solches Einverständnis nichtso Dagegen hat

das LandeSversorgungsamt Schleswig—Holstein als Vertreter

des Landes Schleswig—Holstein dem erkennenden Senat erklärt?

daß es bereits mit Schreiben vom 11° August 1955 dem Landes»

versorgungsamt Niedersachsen in_dieser Sache mitgeteilt habe,

die Angelegenheit sei für das Landesversorgungsamt Schleswig—

Holstein erledigt, zuständig für die Verwaltungssache sei

nunmehr das Landesversorgungsamt Niedersachsen° Damit steht

fest, daß auch das ursprünglich beklagte Land Schleswig—

Holstein mit seinem Ausscheiden als Beklagter im Berufungs—

verfahren und dem Eintritt des Landes Niedersachsen an sei-

ner Stelle einverstanden gewesen ist. Die durch den Wechsel

des Beklagten im Berufungsverfahren eingetretene Klageänderung

entsprach mithin dem Gesetz und war verfahrensrechtlich zu—

lässig (@ 99 Abs° 1 sec),JLaw – Gesetze und Urteile
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Der Zulässigkeit des durch Klageänderung herbeigeführten

Parteienwechsels steht auch nicht entgegen, daß das zunächst

beklagte Land den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat,

Nach 5 4 VeerG wird bei Verlegung des Wohnsitzes des Ver—

sorgungsberechtigten die Verwaltungsbehörde zuständig, in

deren Bezirk der neue Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt

des Versorgungsberechtigten liegt, sobald die Akten an die—

se abgegeben sind° Dieser Zuständigkeitswechsel in der Ver—

waltung ist spätestens mit dem Schreiben des Landesversor—

gungsamts Schleswig—Holstein an das Landesversorgungsamt

Niedersachsen vom ll° August 1955 eingetreten, wonach "die

Angelegenheit für das hiesige Amt erledigt und zuständig

für die Verwaltungssache nunmehr das Landesversorgungsamt

Niedersachsen" sei, Einer Abgabe der Versorgungsakten be—

durfte es nicht, weil diese im anhängigen Verfahren beige—

zogen waren, Für den Erlaß weiterer und die etwaige Abände—

rung bereits vorliegender Verwaltungsakte im Verfahren über

den Versorgungsanspruch des Klägers war damit das Land Nie—

dersachsen ausschließlich zuständig geworden° Die nach 5 4
VeerG zuständig gewordene Verwaltungsbehörde hatte daher

nicht nur über die seit Begründung ihrer Zuständigkeit etwa

fällig gewordenen Versorgungsleistungen, sondern auch über

die Leistungen aus der zurückliegenden Zeit zu entscheiden

(ebenso Rohwer—Kahlmann, SGG @ 75 Anm„ 18)° Das Land Nieder—

sachsen war damit auch inSOWeit der allein richtige Beklagte

geworden, als der Kläger die Aufhebung des Verwaltungsaktes

begehrte° ‘ ' ‘ . #

In einer Streitsache der gesetzlichen Unfallversicherung

hat der 2, Senat (BSG° 10 8° 218) ausgesprochen, daß es
an einer Zulässigkeitsvoraussctzung für die Klage fehlt,

wenn im Verfahren gegen einen anderen Versicherungsträger

ein neuer Beklagter auftritt, ohne den erforderlichen Ver—

waltungsakt erlassen zu haben“ In diesem Fall war die Bun—

desausführungsbehörde für Unfällversicherung nach 5 7 des
Fremdrentengesetzes zuständig geworden° Dieser Leistungs—
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träger war nicht Rechtsnachfolger des früheren Versicherungs—

trägers; er hatte vielmehr über "selbständige, gegenüber dem

früheren Recht neue Ansprüche zu entscheiden, hinsichtlich

deren eine Bindung an frühere Bescheide .... nicht besteht"

(a.a„o° S, 220)° Im Gegensatz hierzu brauchte im vorliegenden

Versorgungsrechtsstreit das Land Niedersachsen als neuer Be—

klagter weder das durch förmlichen Bescheid des Landes Schles—

wig—Holstein abgeschlossene Feststellungsverfahren über die

Gewährung von Versorgung zu wiederholen, noch ein neues Vor—

verfahren durchzuführen, weil die neue Versorgungsbehörde für

den Versorgungsanspruch in seinem ganzen Umfang zuständig ge—

worden ist (© 4 VeerG)° In der Kriegsopferversorgung steht

dem Anspruchsberechtigten nur ein Land als Verpflichteter ge-

genüber, das auf Rechnung des Bundes leistet und die Verwal—

tung nach Maßgabe der Bundesgesetze (Art° 74 Nr° 10 GG) und
unter Aufsicht des Bundes (Art° 84 GG) als eigene Angelegen-

heit (Arto 83 GG) durchführt, Der Versorgungsanspruch ist ein

einheitlicher, er ist nicht deshalb verschieden, weil infolge

der Zuständigkeitsregelung das eine oder das andere Land zur
Leistung verpflichtet ist° Aus dieser Einheit des Anspruchs

im Zusammenhang mit dem in 5 4 VeerG angeordneten Zuständig—

keitswechsel der Versorgungsverwaltung ergibt sich nach Auf—

fassung des Senats, daß im sozialgerichtlichen Verfahren keine

Bedenken gegen das Ausscheiden des ursprünglich beklagten

Landes und eine Ersetzung dureh das nunmehr zuständig gewor—

4
dene Land zu erheben sind° Dies gilt jedenfalls dann, wenn,

wie hier, sich der Parteienwechsel in der verfahrensrechtlich

zulässigen Form der Klageänderung vollzogen hat, In diesem

Fall ist der Erlaß eines neuen Verwaltungsaktes durch den neu

in das Verfahren eingetretenen Beklagten keine Zulässigkeits-

voraussetzung für die Klage°

Da das Land Schleswig—Holstein im zweiten Rechtszug nicht mehr

Beteiligter war, brauchte es weder beigeladen (@ 75 Abs° 1
SGG), noch gehört zu werden, Das Landessozialgericht hat mithin

die Vorschrift des @ 62 SGG, die den Beteiligten das recht—

liche Gehör vor jeder Entscheidung gewährleistet, nicht verletzt°

..lo-
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Im übrigen könnte auch nur der Beteiligte selbst, nicht aber

ein anderer Beteiligter, den Mangel des rechtlichen Gehörs

rügeno Dem jetzigen Beklagten ist im zweiten Rechtszug je—

denfalls das rechtliche Gehör unbestrittenermaßen gewährt

worden„

Danach greift keine der Rügen durch, die einen wesentlichen

Verfahrensmangel des Landessozialgerichts aufzeigen sollten,

um die Revision statthaft zu machen° Diese war daher als

unzulässig zu wrwerfen°

Die Kostehentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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